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des universellen Beitritts zu dem Vertrag im Nahen Osten
sind;

3. fordert diesen Staat auf, dem Vertrag ohne weitere
Verzögerungen beizutreten und Kernwaffen weder zu ent-
wickeln, zu erzeugen und zu erproben noch auf andere Weise
zu erwerben, auf den Besitz von Kernwaffen zu verzichten
und als eine wichtige vertrauensbildende Maßnahme zwi-
schen allen Staaten der Region und als einen Schritt auf dem
Weg zur Festigung des Friedens und der Sicherheit seine ge-
samten den Sicherungsmaßnahmen nicht unterstellten kern-
technischen Anlagen den umfassenden Sicherungsmaßnah-
men der Internationalen Atomenergie-Organisation zu unter-
stellen;

4. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer dreiundsechzigsten Tagung über die Durchfüh-
rung dieser Resolution Bericht zu erstatten;

5. beschließt, den Punkt „Die Gefahr der Verbreitung
von Kernwaffen im Nahen Osten“ in die vorläufige Tagesord-
nung ihrer dreiundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 62/57

Verabschiedet auf der 61. Plenarsitzung am 5. Dezember 2007,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/62/395,
Ziff. 8)250.

62/57. Übereinkommen über das Verbot oder die Be-
schränkung des Einsatzes bestimmter konventio-
neller Waffen, die übermäßige Leiden verursa-
chen oder unterschiedslos wirken können

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 61/100 vom 6. Dezem-
ber 2006,

mit Befriedigung verweisend auf die Verabschiedung und
das Inkrafttreten des Übereinkommens über das Verbot oder
die Beschränkung des Einsatzes bestimmter konventioneller
Waffen, die übermäßige Leiden verursachen oder unter-
schiedslos wirken können251, und seines geänderten Artikels
1252 sowie des Protokolls über nicht entdeckbare Splitter (Pro-

tokoll I)25251, des Protokolls über das Verbot oder die Be-
schränkung des Einsatzes von Minen, Sprengfallen und ande-
ren Vorrichtungen (Protokoll II)251 und seiner geänderten Fas-
sung253, des Protokolls über das Verbot oder die Beschrän-
kung des Einsatzes von Brandwaffen (Protokoll III)251, des
Protokolls über blindmachende Laserwaffen (Protokoll IV)254

und des Protokolls über explosive Kampfmittelrückstände
(Protokoll V)255,

unter Begrüßung der Ergebnisse der dritten Konferenz der
Vertragsstaaten zur Überprüfung des Übereinkommens über
das Verbot oder die Beschränkung des Einsatzes bestimmter
konventioneller Waffen, die übermäßige Leiden verursachen
oder unterschiedslos wirken können, und mit Lob für die Be-
mühungen des Präsidenten der Konferenz,

sowie unter Begrüßung des Beschlusses der dritten Über-
prüfungskonferenz, unter der Aufsicht des designierten Vor-
sitzenden einer vom 7. bis 13. November 2007 in Genf abzu-
haltenden Tagung der Vertragsstaaten des Übereinkommens
Folgetätigkeiten durchführen zu lassen256, und des Beschlus-
ses, dringend eine außerhalb der kalendermäßigen Tagungen
stattfindende Tagung von Regierungssachverständigen einzu-
berufen, mit dem Auftrag, die Anwendung des bestehenden
humanitären Rechts auf bestimmte Kampfmittel, die explosi-
ve Rückstände hinterlassen können, weiter zu prüfen, mit be-
sonderem Augenmerk auf Streumunition, einschließlich der
ihre Zuverlässigkeit beeinflussenden Faktoren und ihrer tech-
nischen und Konstruktionsmerkmale, mit dem Ziel, die hu-
manitären Auswirkungen des Einsatzes dieser Kampfmittel
möglichst gering zu halten256,

ferner unter Begrüßung der am 18. Juni 2007 abgehalte-
nen Tagung des Vorbereitungsausschusses für die am 5. No-
vember 2007 in Genf abzuhaltende erste Konferenz der Ver-
tragsstaaten des Protokolls V zum Zweck der Konsultation
und Zusammenarbeit in allen die Anwendung des Protokolls
betreffenden Fragen,

unter Hinweis auf die Rolle, die das Internationale Komi-
tee vom Roten Kreuz bei der Ausarbeitung des Übereinkom-
mens und der dazugehörigen Protokolle gespielt hat, und die
besonderen Anstrengungen begrüßend, die verschiedene in-
ternationale, nichtstaatliche und andere Organisationen unter-
nehmen, um das Bewusstsein für die humanitären Folgen ex-
plosiver Kampfmittelrückstände zu schärfen,

1. fordert alle Staaten auf, sofern sie es nicht bereits ge-
tan haben, alles zu tun, um möglichst bald Vertragsparteien
des Übereinkommens über das Verbot oder die Beschränkung

250 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Albanien, Argentinien, Belgien, Bosnien und
Herzegowina, Bulgarien, Chile, Dänemark, Deutschland, Ecuador, ehe-
malige jugoslawische Republik Mazedonien, Estland, Finnland, Frank-
reich, Griechenland, Guatemala, Honduras, Indien, Irland, Island, Israel,
Italien, Kamerun, Kanada, Kasachstan, Kroatien, Lettland, Liechten-
stein, Litauen, Luxemburg, Malta, Moldau, Monaco, Mongolei, Neusee-
land, Nicaragua, Niederlande, Norwegen, Österreich, Panama, Peru, Po-
len, Portugal, Rumänien, Schweden, Schweiz, Serbien, Sierra Leone,
Slowakei, Slowenien, Spanien, Südafrika, Tschechische Republik,
Turkmenistan, Ungarn, Uruguay, Vereinigtes Königreich Großbritanni-
en und Nordirland und Zypern.
251 United Nations, Treaty Series, Vol. 1342, Nr. 22495. Amtliche
deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 1992 II S. 958; LGBl. 1989
Nr. 50; öBGBl. Nr. 464/1983; AS 1983 1499.
252 Siehe CCW/CONF.II/2 und Corr.1, Teil II. Amtliche deutschsprachi-
ge Fassungen: dBGBl. 2004 II S. 1507; LGBl. 2004 Nr. 212; öBGBl. III
Nr. 37/2005; AS 2004 3953.

253 CCW/CONF.I/16 (Part I), Anhang B. Amtliche deutschsprachige
Fassungen: dBGBl. 1997 II S. 806; LGBl. 1998 Nr. 155; öBGBl. III
Nr. 17/1999; AS 2003 4085.
254 Ebd., Anhang A. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBl.
1997 II S. 827; LGBl. 1998 Nr. 98; öBGBl. III Nr. 17/1999; AS 2003
4087.
255 Siehe CCW/MSP/2003/3, Anhang V, Anlage II. Amtliche deutsch-
sprachige Fassungen: dBGBl. 2005 II S. 122; LGBl. 2006 Nr. 193;
öBGBl. III Nr. 40/2008; AS 2006 3871.
256 Siehe CCW/CONF.III/11 (Part II).
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des Einsatzes bestimmter konventioneller Waffen, die über-
mäßige Leiden verursachen oder unterschiedslos wirken
können251 und der dazugehörigen Protokolle in ihren geänder-
ten Fassungen zu werden, damit diesen Übereinkünften bald
möglichst viele Staaten beitreten und schließlich alle Staaten
Vertragsparteien dieser Übereinkünfte werden;

2. fordert alle Vertragsstaaten des Übereinkommens
auf, sofern sie es nicht bereits getan haben, ihre Zustimmung
zum Ausdruck zu bringen, durch die Protokolle zu dem Über-
einkommen und die Änderung gebunden zu sein, die den Gel-
tungsbereich des Übereinkommens und der dazugehörigen
Protokolle auf bewaffnete Konflikte ausdehnt, die keinen in-
ternationalen Charakter haben;

3. begrüßt es, dass die dritte Überprüfungskonferenz
einen Aktionsplan zur Förderung des Ziels der weltweiten
Geltung des Übereinkommens und der dazugehörigen Proto-
kolle257 verabschiedet hat, und bekundet ihre Anerkennung
für die Anstrengungen, die der Generalsekretär als Verwahrer
des Übereinkommens und der dazugehörigen Protokolle und
der Präsident der dritten Überprüfungskonferenz im Namen
der Hohen Vertragsparteien unternommen haben, um das Ziel
der weltweiten Geltung zu erreichen;

4. begrüßt außerdem den Beschluss der dritten Über-
prüfungskonferenz, einen Mechanismus zur Förderung der
Einhaltung und vollständigen Erfüllung der in dem Überein-
kommen und den dazugehörigen Protokollen enthaltenen
Verpflichtungen einzurichten258;

5. begrüßt ferner den Beschluss der dritten Überprü-
fungskonferenz, im Rahmen des Übereinkommens ein För-
derprogramm einzurichten259, und legt den Staaten nahe, zu
dem Programm beizutragen;

6. begrüßt die von den Vertragsstaaten eingegangene
Verpflichtung, sich weiter mit den humanitären Problemen zu
befassen, die durch bestimmte Arten von Kampfmitteln in al-
len ihren Aspekten, einschließlich Streumunition, verursacht
werden, mit dem Ziel, die humanitären Auswirkungen des
Einsatzes dieser Kampfmittel so gering wie möglich zu hal-
ten;

7. bekundet ihre Unterstützung für die von der Gruppe
von Regierungssachverständigen geleistete Arbeit und ihren
auf der Grundlage der sachbezogenen Erörterung über die
Anwendung und Umsetzung des bestehenden humanitären
Rechts auf ihrer außerhalb der kalendermäßigen Tagungen im
Juni 2007 abgehaltenen Tagung gefassten Beschluss, der Ta-
gung der Vertragsstaaten des Übereinkommens im Jahr 2007
unbeschadet ihres Ergebnisses zu empfehlen, darüber zu ent-
scheiden, welches der beste Weg ist, um das Problem der hu-
manitären Auswirkungen von Streumunition umgehend an-
zugehen, möglicherweise auch durch ein neues Rechtsinstru-
ment260;

8. nimmt Kenntnis von dem Beschluss der dritten
Überprüfungskonferenz, auf der nächsten Tagung der Ver-
tragsstaaten im Jahr 2007 bis zu zwei Tage der Frage der Mi-
nen, die keine Antipersonenminen sind, zu widmen256;

9. betont, wie wichtig es ist, dem Protokoll über explo-
sive Kampfmittelrückstände (Protokoll V) weltweite Geltung
zu verschaffen, und begrüßt die von den Vertragsstaaten des
Protokolls eingegangene Verpflichtung zur wirksamen und
effizienten Durchführung des Protokolls;

10. stellt fest, dass nach Artikel 8 des Übereinkommens
Konferenzen einberufen werden können, um Änderungen des
Übereinkommens oder eines dazugehörigen Protokolls zu
prüfen, zusätzliche Protokolle über andere Kategorien kon-
ventioneller Waffen, die durch die bestehenden Protokolle
nicht erfasst sind, zu prüfen oder die Tragweite und die An-
wendung des Übereinkommens und der dazugehörigen Proto-
kolle zu überprüfen und etwaige Änderungsvorschläge oder
Vorschläge für zusätzliche Protokolle zu prüfen;

11. ersucht den Generalsekretär, die notwendige Unter-
stützung und die erforderlichen Dienste, einschließlich Kurz-
protokollen, für die am 6. November 2007 abzuhaltende
neunte Jahreskonferenz der Hohen Vertragsparteien des Ge-
änderten Protokolls II zu dem Übereinkommen, für die am
5. November 2007 abzuhaltende erste Konferenz der Ver-
tragsstaaten des Protokolls V und für die vom 7. bis 13. No-
vember 2007 abzuhaltende Tagung der Vertragsstaaten des
Übereinkommens sowie für die mögliche Weiterführung der
Arbeit nach den Tagungen, sofern die Vertragsstaaten dies für
angebracht halten, zur Verfügung zu stellen;

12. ersucht den Generalsekretär außerdem, in seiner Ei-
genschaft als Verwahrer des Übereinkommens und der dazu-
gehörigen Protokolle die Generalversammlung auch weiter-
hin regelmäßig auf elektronischem Wege über Ratifikationen
und Annahmen des Übereinkommens, seines geänderten Ar-
tikels 1252 und der dazugehörigen Protokolle beziehungsweise
Beitritte zu denselben zu unterrichten; 

13. beschließt, den Punkt „Übereinkommen über das
Verbot oder die Beschränkung des Einsatzes bestimmter kon-
ventioneller Waffen, die übermäßige Leiden verursachen
oder unterschiedslos wirken können“ in die vorläufige Tages-
ordnung ihrer dreiundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 62/58
Verabschiedet auf der 61. Plenarsitzung am 5. Dezember 2007,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/62/396,
Ziff. 7)261.

62/58. Festigung von Sicherheit und Zusammenarbeit in
der Mittelmeerregion

Die Generalversammlung,
unter Hinweis auf ihre früheren Resolutionen zu diesem

Thema, namentlich die Resolution 61/101 vom 6. Dezember
2006,257 Ebd., Anhang III.

258 Ebd., Anhang II.
259 Ebd., Anhang IV.
260 Siehe CCW/GGE/2007/3, Anhang III.




